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(Nicht veriffentlichungsbediirftige Rechtsakte)

RAT

RICHTLINIE DES RATES
vom 11. November 1980

zur Festlegung der Bedingungen, unter denen das Gebiet der Gemeinschaft von klassischer
Schweinepest freigemacht und freigehalten werden kann

(80/1095/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindurig der Europaischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 43
und 100, A :

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europdischen Parlaments (?),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3), ‘

in Erwidgung nachstehender Griinde:

Eine der Aufgaben der Gemeinschaft im Veterinarbereich
besteht in der Verbesserung des Gesundheitszustandes
der Tierbestinde, um dadurch eine bessere Rentabilitit
der Tierhaltung zu erzielen.

Diese Verbesserung soll die Tierbestinde in den fiir die
Gemeinschaft als Ganzes befriedigendsten Gesundheits-
zustand bringen und sie darin erhalten.

Die Mafinahmen im Rahmen eines beschleunigten Aus-
merzungsplans miissen schrittweise und nach Mafigabe
der in den Mitgliedstaaten oder bestimmten Teilen ihres
Hobheitsgebiets herrschenden Verhaltnisse durchgefiihrt
werden, wobei die Durchfilhrung des Plans unter
bestimmten Bedingungen regionalisiert werden kann.

Im Fall des zufilligen Wiederauftretens der Krankheit in
einem bereits sanierten Gebiet oder Gebietsteil sind ge-
eignete MafSnahmen zur sofortigen Tilgung der Krank-

(1) ABL Nr. C 187 vom 25. 7. 1979, S. 2.
(3) ABL Nr. C 72 vom 24. 3. 1980, S. 6.
(3) ABL Nr. C 300 vom 18. 11. 1980, S. 17.

heit vorzusehen, so dafs die bisherige Qualifikation
schnell wiederhergestellt werden kann.

Auflerdem mufS eine Aktion dieser Art zur Beseitigung
der Behinderungen beitragen, die noch im Handelsver-.
kehr mit lebenden Tieren zwischen den Mitgliedstaaten
bestehen und die auf die unterschiedlichen tiergesund-
heitlichen Verhiltnisse zuriickzufiihren sind.

Das Freihalten des Hoheitsgebiets oder von Gebietsteilen
der Mitgliedstaaten von der klassischen Schweinepest
kann zum freien Handelsverkehr mit lebenden Schwei-
nen zwischen den betreffenden Gebieten oder Gebiets-
teilen beitragen.

Hierfiir empfiehlt sich die Einfithrung eines Verfahrens
enger Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten
und der Kommission —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Diese Richtlinie legt die MafSnahmen fest, die die Mit-
gliedstaaten anwenden miissen, um auf ihrem Gebiet die
Schweinepest zu tilgen und so den Status ,,amtlich aner-
kannt schweinepestfrei zu erlangen oder zu behalten.

Artikel 2

Fiir diese Richtlinie gelten die Begriffsbestimmungen des
Artikels 2 der Richtlinie 80/217/EWG des Rates vom
22. Januar 1980 iiber Maf§nahmen der Gemeinschaft zur
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Bekdmpfung der klassischen Schweinepest () und der
Richtlinie 64/432/EWG des Rates vom 26. Juni 1964
zur  Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern
und Schweinen (2), zuletzt geandert durch die Richtlinie
80/219/EWG (3).

Ferner gilt im Sinne dieser Richtlinie als

1. amtlich schweinepestfreier Betrieb ein Betrieb, in
welchem -

— seit mindestens 12 Monaten kein Fall von
Schweinepest festgestellt worden ist,

— sich  keine gegen Schweinepest geimpften
Schweine befinden,

— seit mindestens 12 Monaten keine Impfung gegen
Schweinepest genehmigt worden ist,

wobei der Betrieb aufSerdem in der Mitte einer Zone
von 2 km Umkreis liegen muf3, in der seit mindestens
12 Monaten kein Fall von Schweinepest festgestellt
worden ist; : '

2. amtlich anerkannter schweinepestfreier Mitglied-
staat ein Mitgliedstaat, in welchem

— seit mindestens 12 Monaten kein Fall von
Schweinepest festgestellt worden ist,

— seit mindestens 12 Monaten keine Impfung gegen
Schweinepest genehmigt worden ist,

und in dessen Betrieben sich keine Schweine befin-

den, die gegen Schweinepest geimpft worden sind,

und der nach dem Verfahren des Artikels 3 Absatz 2

oder des Artikels 7 Absatz 1 als solcher anerkannt

worden ist;

3. amtlich anerkanntes schweinepestfreies Gebiet ein
Gebiet, in welchem

— seit mindestens 12 Monaten kein Fall von
Schweinepest festgestellt worden ist,

— seit mindestens 12 Monaten keine Impfung gegen
Schweinepest genehmigt worden ist,

und in- dessen Betrieben sich keine Schweine befin-
den, die gegen Schweinepest geimpft worden sind,

und das nach dem Verfahren des Artikels 7 Absatz 2
als solches anerkannt worden ist;

4. schweinepestfreier Mitgliedstaat oder schweinepest-
freies Gebiet ein Mitgliedstaat oder ein Gebiet, in
welchem seit mindestens zwolf Monaten keine
Schweinepest mehr festgestellt worden ist.

(1) ABL Nr. L 47 vom 21. 2. 1980, S. 11.

(3) ABL. Nr. 121 vom 29.7. 1964, S. 1977/64. -

(3) ABL Nr. L 47 vom 21. 2. 1980, S. 25.

Artikel 3
(1) - Jeder nicht amtlich als schweinepestfrei anerkann-
ter Mitgliedstaat erstellt einen Plan zur beschleunigten

Tilgung der Seuche.

(2)  Spatestens sechs Monate nach Bekanntgabe dieser

" Richtlinie wird nach dem Verfahren des Artikels 9 der

Status der Mitgliedstaaten festgelegt, um festzustellen,
welche Mitgliedstaaten einen Plan im Sinne des Absat-
zes 1 aufzustellen haben.

(3) Dieser Plan, der liangstens binnen fiinf Jahren
durchzufiihren ist, muf$ den Bestimmungen des Artikels 4
dieser Richtlinie entsprechen und gemifl Artikel 5 Ab-
satz 3 der Entscheidung 80/1096/EWG des Rates vom
11. November 1980 iiber eine finanzielle Mafinahme
der Gemeinschaft zur Ausmerzung der klassischen
Schweinepest (*) genehmigt werden.

Artikel 4

(1) Der Plan gemiafS Artikel 3 muff so angelegt sein,
dafs nach Ablauf einer Frist von lingstens fiinf Jahren das
Gebiet des Mitgliedstaats amtlich anerkannt schweine-
pestfrei ist.

(2)  In dem Plan ist folgeﬁdes anzugeben:

— je nach Lage des Falles

— der Zeitpunkt des Verbots der Impfung von
Zuchtschweinen gegen Schweinepest,

— der Zeitpunkt des Verbots oder — fiir die ersten
beiden Jahre der Durchfiihrung des Plans — der
Beschrinkung der Impfung von Mastschweinen
gegen Schweinepest,

— der Beginn der Durchfiihrung von Mafsnahmen
zum Nachweis der Schweinepest in Fillen, in
denen sich diese als notwendig erweisen;

— die Maflnahmen, die Mittel und der Zeitplan, die von
dem Mitgliedstaat zur Erreichung des Ziels gemif$
Absatz 1 vorgesehen sind.

(3)  Die Durchfithrung dieses Plans kann regionalisiert
werden, wenn der betreffende Mitgliedstaat in der Lage
ist, den Schutz der betreffenden Gebiete und die Erhal-
tung ihres Status zu garantieren.

In diesem Fall miissen sich die in Absatz 2 vorgesehenen
Angaben auf jedes der in dem Plan festgelegten Gebiete
beziehen. '

(4)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission fol-
gendes mit: '

a) fiir die letzten 3 Jahre die durch die Schweinepest
verursachten jahrlichen Ausgaben und deren Auf-
schliisselung; :

(%) Siehe Seite 5 dieses Amtsblatts.
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b) die geschitzten jihrlichen Ausgaben fiir die Durch-
filhrung des Fiinfjahresplans, -

Artikel §

Die Kommission nimmt regelmifSig Kontrollen an Ort
und Stelle vor, um sich vom tierirztlichen Standpunkt
aus von der Durchfiihrung der Pline zu vergewissern.

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen MafSnah-
men, um diese Kontrollen zu erleichtern und insbeson-
dere zu gewihrleisten, daff den Sachverstindigen auf
Verlangen alle fiir die Beurteilung der Durchfiihrung der
Pline erforderlichen Informationen und Unterlagen
liberlassen werden.

Die allgemeinen Durchfithrungsvorschriften zu diesem
Artikel, insbesondere die Haufigkeit und die Finzelheiten
der Durchfithrung der in Absatz 1 genannten Kontrollen
sowie die Durchfithrungsvorschriften fiir die Bestellung
der tierarztlichen Sachverstindigen und das von diesen
bei der Erstellung der Gutachten einzuhaltende Verfah-
ren werden nach dem Verfahren des Artikels 9 festgelegt.

Artikel 6

(1)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission
die Pline gemif Artikel 3 in Ubereinstimmung mit Arti-
kel 5 Absatz 1 der Entscheidung 80/1096/EWG.

(2)  Diese Plane werden gemafS defn Verfahren des Ar-
tikels 5 Absatz 3 der genannten Entscheidung genehmigt.

(3)  Breitet sich die Schweinepest wahrend der Durch-
fiithrung eines gemafs Absatz 2 genehmigten Plans im
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats in besorgniserregen-
dem MafSe aus, so kann der betreffende Mitgliedstaat
nach Aufstellung einer entsprechenden Lagebilanz die
von ihm fiir notwendig gehaltenen Schutzmafinahmen —
einschlieSlich der Wiedereinfithrung einer organisierten
Priaventivimpfung — ergreifen.

Er unterrichtet davon die Kommission.

(4) Die gemifs Absatz 2 genehmigten Plane konnen
nach dem dort genannten Verfahren gedndert oder er-
ganzt werden, um dem Verlauf der Schweinepest in dem
betreffenden Mitgliedstaat oder dem betreffenden Gebiet
— insbesondere im Hinblick auf eine mogliche Anwen-
dung der in Absatz 3 genannten Mafinahmen — Rech-
nung zu tragen.

Artikel 7

(1) Jeder Mitgliedstaat im Sinne des Artikels 3 Ab-
satz 1 wird nach dem Verfahren des Artikels 9 amtlich
als schweinepestfrei anerkannt, sobald in diesem Mit-
gliedstaat seit mindestens 12 Monaten

a) kein Fall von Schweinepest festgestellt worden ist;

b) keine Schweinepestimpfung mehr stattgefunden hat.

(2)  Ein Teil des Hoheitsgebiets eines Mitgliedstaats,
der Artikel 4 Absatz 3 in Anspruch genommen hat, kann
nach dem Verfahren des Artikels 9 friithestens 3 Monate
nach Erfiillung der Bedingungen des vorstehenden Ab-
satzes 1 amtlich als schweinepestfrei anerkannt werden,
wenn dieser Mitgliedstaat hinreichende Garantien fiir die
Aufrechterhaltung des Status dieses Gebietes liefern
kann, insbesondere indem -er das Bestehen von Maf3-
nahmen nachweist, die folgendes verbieten:

i) entweder das Verbringen von Schweinen aus nicht
amtlich schweinepestfreien Betrieben in das betref-
fende Gebiet;

1) oder das Verbringen geimpfter Schweine aus einem
in einem nicht amtlich als schweinepestfrei aner-
kannten Gebiet oder in einem nicht schweinepest-
freien Gebiet gelegenen Betrieb, es sei denn, dies ge-
schieht lediglich zum Zwecke der sofortigen Schlach-
tung oder der Verbringung in einen anderen Betrieb.
mit vergleichbarem Status.

Artikel 8

(1)  Ein Mitgliedstaat, der wahrend der Dauer der
Mafsnahme nach Artikel 2 Absatz 1 der Entscheidung
80/1096/EWG die Qualifikation eines amtlich aner-
kannten schweinepestfreien Staates verloren hat, kann
Artikel 3 Absatz 1 in Anspruch nehmen, sofern sich die
Durchfithrung seines Plans auf die Dauer der genannten .
Mafinahme beschrankt.

(2)  Allerdings wird im Falle des Auftretens eines oder
mehrerer epizootologisch miteinander zusammenhin-
gender, auf ein umschriebenes geographisches Gebiet be-
schrankter Seuchenherde in einem amtlich anerkannten
schweinepestfreien Mitgliedstaat diesem die Qualifika-
tion fiir einen Zeitraum von 15 Tagen nicht entzogen,
wenn er das betreffende geographische Gebiet isolieren
kann.

Werden die Mafinahmen des betreffenden Mitgliedstaats
jedoch fiir unzureichend gehalten, so kann wihrend die-
ser 15-Tage-Frist nach dem Verfahren des Artikels 9 ge-
gebenenfalls die Entziehung dieser Qualifikation oder
ithre Aufrechterhaltung fiir eine Hochstdauer von 3 Mo-
naten beschlossen werden.

(3)  Absatz 2 kann entsprechend auf ein amtlich aner-
kanntes schweinepestfreies Gebiet angewandt werden.

Artikel 9

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Verfah-
ren Bezug genommen, so befaft der Vorsitzende den ge-
mafs Beschlufs 68/361/EWG( ) eingesetzten Standigen
Veterinarausschuff — im folgenden ,,Ausschuf$* genannt
— entweder von sich aus oder auf Antrag eines Mitglied-
staats.

(1) ABL Nr. L 255 vom 18. 10. 1968, S. 23.
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(2)  In dem Ausschuf$ werden die Stimmen der Mit-
gliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung
nicht teil.

(3)  Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen
Entwurf fiir die zu treffenden Mafinahmen. Der Aus-
schuf$ nimmt innerhalb einer von seinem Vorsitzenden je
nach der Dringlichkeit der zur Priifung vorliegenden Fra-
gen festgesetzten Frist zu den MafSnahmen Stellung. Die
Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit von einund-
vierzig Stimmen zustande.

(4)  Die Kommission erlafst die MafSnahmen und wen-
det sie unmittelbar an, wenn sie der Stellungnahme des
Ausschusses entsprechen. Entsprechen sie der Stellung-
nahme des Ausschusses nicht oder ist keine Stellung-
nahme ergangen, so schligt die Kommission dem Rat
alsbald die zu treffenden Mafinahmen vor. Der Rat
erlaSt die Mafinahmen mit qualifizierter Mehrheit.

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei Monaten
nach Unterbreitung des Vorschlags keine Maflnahmen
beschlossen, so trifft die Kommission die vorgeschlage-
nen MafSnahmen und wendet sie unmittelbar an, es sei
denn, dafs der Rat sich mit einfacher Mehrheit gegen
diese Maffnahmen ausgesprochen hat.

Artikel 10

Artikel 9 gilt bis zum 21. Juni 1981.

Artikel 11

Nach Anhorung der Mitgliedstaaten im Ausschuf$ legt
die Kommission dem Rat vor dem 1. Juli 1983 einen Be-
richt {iber die Durchfithrung dieser Richtlinie durch die
Mitgliedstaaten sowie tiber die in der Gemeinschaft in
bezug auf die Schweinepest bestehende Lage vor, gege-
benenfalls mit entsprechenden Vorschliagen.

Artikel 12

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um die
gemafl Artikel 5§ Absatz 2 der Entscheidung
80/1096/EWG genehmigten einzelstaatlichen Pline zur
beschleunigten Tilgung zu dem von der Kommission in
threm Genehmigungsbeschlufl festgesetzten Zeitpunkt
und die im Laufe des Jahres 1981 genehmigten Plane spa-
testens am 31. Dezember 1981 durchzufiihren.

(2) Die in Artikel 2 Absatz 1 der Entscheidung
80/1096/EWG vorgesehene Durchfithrungsfrist von fiinf
Jahren beginnt fiir jeden Mitgliedstaat zu dem von der
Kommission gemif§ Absatz 1 festgesetzten Zeitpunkt.
Die Gemeinschaftsfinanzierung beschrankt sich jedoch
auf jeden Fall auf die vor dem 1. Januar 1987 erfolgten
Schlachtungen.

(3)  Der Rat, der auf Vorschlag der Kommission ein-
stimmig beschliefSst, kann, wenn die Durchfithrung des
Plans zu dem vorgesehenen Zeitpunkt in einigen Mit-
gliedstaaten auf erhebliche Schwierigkeiten stofSt, die in
den Absitzen 1 und 2 genannten Fristen fiir diese Mit-
gliedstaaten um hochstens ein Jahr verlangern.

Artikel 13

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Briissel am 11. November 1980.

Im Namen des Rates
Der Prdsident

C. NEY
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ENTSCHEIDUNG DES RATES
vom 11. November 1980

iiber eine finanzielle Mainahme der Gemeinschaft zur Ausmerzung der klassischen Schweinepest

(80/1096/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

géstiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-

schusses (3),

in Erwagung nachstehender Griinde:

Eine der Aufgaben der Gemeinschaft im Veterinirbereich
ist die Verbesserung des Gesundheitszustandes des Vieh-
‘bestandes, um eine groffere Wirtschaftlichkeit der Tier-
haltung zu gewihrleisten.

Was den Handel anbelangt, so muf$ eine MafSnahme die-

ser Art auflerdem dazu beitragen, dafl die aufgrund der

unterschiedlichen tiergesundheitlichen Verhiltnisse noch
bestehenden Behinderungen im Handel zwischen den
Mitgliedstaaten mit frischem Fleisch und lebenden Tie-
ren beseitigt werden.

Gegen eine Reihe von Rinderkrankheiten hat die Ge-
meinschaft bereits entsprechende Mafinahmen getroffen.

Ahnliche Malnahmen sind auf dem Sektor Schweine ge-
troffen worden, die, sofern sie der Verwirklichung der
Ziele von Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe a) des Vertrages
dienen, eine gemeinsame Aktion im Sinne von Artikel 6
Absatz -1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates
vom 21. April 1970 iber die Finanzierung der gemein-
samen Agrarpolitik (#), zuletzt geiandert durch die Ver-
ordnung (EWG) Nr. 929/79 (5), darstellen.

Da sich die Gemeinschaft an der Finanzierung dieser ge-
meinsamen Aktion beteiligt, muf$ sie sich vergewissern
konnen, dafs die von den Mitgliedstaaten getroffenen
MafSnahmen zu ihrer Durchfithrung zur Erreichung der
genannten Ziele beitragen. Es ist daher angebracht, ein
Verfahren der engen Zusammenarbeit zwischen Mit-
gliedstaaten und Kommission vorzusehen.

Damit die gemeinsame Mafinahme ein voller Erfolg
wird, muf$ dafiir gesorgt werden, daf$ einmal begonnene

ABIL. Nr. C 132 vom 3. 6. 1980, S. 8.
ABL Nr. C 175 vom 14. 7. 1980, S. 79.
ABL-Nr. C 300 vom 18. 11. 1980, S. 17..
ABL. Nr. L 94 vom 28. 4. 1970, S. 13.
ABL Nr. L 117 vom 12. 5. 1979, S. 4.

einzelstaatliche Ausmerzungspline zu einem erfolgrei-
chen Abschluff gefiihrt werden konnen. Deshalb muf die
Moglichkeit offenbleiben, die der Maffnahme zugrunde-
liegenden Voranschlige an die Entwicklung der Lage,
und zwar sowohl in bezug auf die fiir ihre Durchfithrung
erforderlichen finanziellen Mittel als auch beziiglich ihrer
Laufzeit, anzupassen —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Die Mafsnahme gemaf

— der Richtlinie 80/217/EWG des Rates vom 22. Ja-
nuar 1980 iiber Mafinahmen der Gemeinschaft zur
Bekampfung der klassischen Schweinepest (¢) und

— der Richtlinie 80/1095/EWG des Rates vom 11. No-
vember 1980 liber die Bedingungen, unter denen das
Gebiet der Gemeinschaft von klassischer Schweine-
pest freigemacht und freigehalten werden kann (7),

stellt eine gemeinsame Aktion im Sinne von Artikel 6 Ab-
satz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 dar, soweit sie
der Verwirklichung der Ziele von Artikel 39 Absatz 1
Buchstabe a) des Vertrages dient.

Artikel 2

(1)  Die Frist fiir die Durchfiihrung der gemeinsamen
Aktion betragt funf Jahre.

(2)  Der Beitrag zu Lasten des Europaischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds fiir die Landwirtschaft — im
folgenden Fonds genannt — wird auf 35 Millionen ERE
festgelegt. :

Artikel 3

(1) Die Ausgaben der Mitgliedstaaten fiir die im
Rahmen der gemeinsamen Aktion erlassenen MafSnah-
men sind durch den Fonds innerhalb der in Artikel 2 ge-
nannten Grenzen bethilfefahig.

(2)  Der Fonds, Abteilung Ausrichtung, erstattet den
Mitgliedstaaten im Rahmen des in Artikel 5 genannten
Plans

(®) ABL Nr. L 247 vom 21. 2. 1980, S. 11.
() Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.
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a) biszu 50% der Kosten der Entschidigung der Eigen-
tiimer fiir die Totung und Beseitigung der Tiere;

b) bis zu 0,125 FEuropiische Rechnungseinheiten je
Impfstoffdosis, die bei einer Sofortimpfung entweder
in einem Mitgliedstaat oder einer nach dem Verfah-
ren des Artikels 7 Absatz 2 der Richtlinie
80/1095/EWG amtlich als schweinepestfrei aner-
kannten Region oder in einem Mitgliedstaat oder ei-
ner Region, wo die Impfung seit mindestens 3 Mona-
ten untersagt worden ist, verwendet worden ist, so-
fern die geimpften Schweine zur Schlachtung binnen
3 Monaten nach dieser Impfung bestimmt sind;

¢) bis zu 0,125 Europiische Rechnungseinheiten je
Impfstoffdosis, die bei Impfungen in Regionen ver-
wendet worden ist, die fiir die Durchfiihrung eines
gemafd Artikel 7 der Richtlinie 80/1095/EWG gebil-
ligten Ausmerzungsplans bestimmt worden sind, wo-
bei sich die Erstattung auf die ersten beiden Jahre der
Durchfiihrung des Plans beschrinkt;

d) bis zu 1 Europdischen Rechnungseinheit je Probe, die
im Rahmen der Ermittlung der Seuche zur amtlichen
Feststellung der von klassischer Schweinepest freien
Betriebe oder Regionen im Laboratorium untersucht
wurde.

(3)  Absatz 2 gilt auch fiir Maflnahmen, die unmittel-
bar nach Auftreten der klassischen Schweinepest in ei-
nem amtlich anerkannten schweinepestfreien Mitglied-
staat im Sinne der Richtlinie 80/1095/EWG durchge-
fiihrt worden sind.

(4) Die Durchfiihrungsbestimmungen zu diesem Arti-
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 13 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen.

(5) Die von den Mitgliedstaaten getroffenen Mafs-
nahmen konnen am finanziellen Beitrag der Gemein-
schaft nur teilhaben, wenn die diesbeziiglichen Vorkeh-
rungen durch Entscheidung nach Artikel 5 Absatz 3 be-
fiirwortet wurden.

Artikel 4

(1)  Die Zahlungsantrige beziehen sich auf Ausgaben,
die die Mitgliedstaaten in dem betreffenden Kalenderjahr
getdtigt haben, und werden der Kommission vor dem
1. Juli des folgenden Jahres vorgelegt.

(2)  Die Gewihrung einer Beihilfe aus dem Fonds wird
gemdfl Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
729/70 beschlossen.

(3) Die Durchfiihrungsbestimmungen zur Anwen-
dung dieses Artikels werden nach dem Verfahren des Ar-
tikels 13 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen.

Artikel §

(1) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den in
Artikel 3 der Richtlinie 80/1095/EWG vorgesehenen
Plan vor seiner Durchfiihrung und spatestens bis 31. De-
zember 1981 mit.

Diese Frist jedoch

a) gilt nicht fiir amtlich anerkannte schweinepestfreie
Mitgliedstaaten, die diese Eigenschaften wihrend der
Laufzeit der in Artikel 2 Absatz 1 vorgesehenen Ak-
tion verloren haben, da die Krankheit aufgetreten ist
und andauert;

b) kann nach dem Verfahren des Artikels 6 durch den
31. Dezember 1982 ersetzt werden, falls sich heraus-
stellt, daf§ die Durchfiihrung des Plans zum vorgese-
henen Zeitpunkt in einigen Mitgliedstaaten auf er-
hebliche Schwierigkeiten stofSt.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission bei
Auftreten der Schweinepest schnellstmoglich mit, welche
Mafsnahmen sie in Anwendung von Artikel 3 Absatz 2
oder Absatz 3 getroffen haben.

(3)  Die Kommission priift die gemaf§ den Absitzen 1
und 2 mitgeteilten Pline und Mafinahmen darauf, ob sie
nach Mafigabe ihrer Ubereinstimmung mit der in Arti-
kel 1 genannten Regelung und unter Beriicksichtigung
der Zielsetzung dieser Regelung die Bedingungen fiir die
finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft erfiillen. Inner-
halb von zwei Monaten nach Erhalt der Pline oder
Mafinahmen legt die Kommission dem Standigen Veteri-
narausschufs den Entwurf einer Entscheidung vor. Der
Ausschuf$ nimmt gemafl dem Verfahren des Artikels 6
Stellung. Der Fondsausschuf§ wird zur finanziellen Seite
gehort.

(4)  Die Kommission nimmt regelmifSig Kontrollen an
Ort und Stelle vor, um sich vom tierarztlichen Stand-
punkt aus von der Ausfithrung der Pline zu vergewis-
sern.

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Mafinah-
men, um diese Kontrollen zu erleichtern und insbeson-
dere zu gewahrleisten, dafl den Sachverstindigen "auf
Verlangen alle fiir die Beurteilung der Ausfithrung der
Pline erforderlichen Informationen und Unterlagen
iiberlassen werden.

Die allgemeinen Durchfiithrungsvorschriften zu diesem
Artikel, insbesondere die Haufigkeit und die Einzelheiten
der Durchfiithrung der in Absatz 1 genannten Kontrollen,
sowie die Durchfiihrungsvorschriften fiir die Bestim-
mung der tierdrztlichen Sachverstindigen und das von
diesen bei der Erstellung der Gutachten einzuhaltende
Verfahren werden nach dem Verfahren des Artikels 6
festgelegt.

Artikel 6

(1)  Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Verfah-
ren Bezug genommen, so befa§t der Vorsitzende von sich



1. 12. 80

Amtsblatt der Europadischen Gemeinschaften

Nr. L 325/7

aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaats unverziiglich
den durch Beschluf§ 68/361/EWG (1) eingesetzten Stin-
digen Veterindrausschufs, im folgenden ,,Ausschuf3‘ ge-
nannt. \

(2)  In dem Ausschuff werden die Stimmen der Mit-
gliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages ge-
wogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung
nicht teil.

(3)  Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem
Ausschuf§ einen Entwurf der zu treffenden Maffnahmen.
Der Ausschufs duflert sich zu diesem Entwurf innerhalb
einer Frist, die der Vorsitzende je nach der Dringlichkeit
der betretfenden Frage bestimmen kann. Die Stellung-
nahme kommt mit einer Mehrheit von 41 Stimmen zu-
stande.

(4) Die Kommission trifft die MafSnahmen und setzt
sie sofort in Kraft, wenn si¢ der Stellungnahme des Aus-
schusses entsprechen. Entsprechen sie der Stellungnahme
des Ausschusses nicht oder ist keine Stellungnahme er-
gangen, so schliagt die Kommission dem Rat alsbald die
zu treffenden MafSnahmen vor. Der Rat beschliefSt mit
qualifizierter Mehrheit.

Hat der Rat nach Ablauf von drei Monaten, nachdem

thm der Vorschlag iibermittelt worden ist, keine Maf3-
nahme erlassen, so werden die vorgeschlagenen Maf3-

() ABL. Nr.'L 255 vom 18. 10. 1968, S. 23.

nahmen von der Kommission getroffen und sofort in
Kraft gesetzt, sofern der Rat sich nicht mit einfacher
Mehrheit gegen sie ausgesprochen hat.

Artikel 7

Artikel 6 gilt bis zum 21. Juni 1981.

Artikel 8
Die Kommission legt dem Rat spitestens am 1. Juli 1983

einen Bericht iiber die Durchfiihrung dieser Entscheidung
vor. :

Artikel 9

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Briissel am 11. November 1980.

Im Namen des Rates
Der Prasident
C. NEY
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ENTSCHEIDUNG DES RATES
vom 11. November 1980 .

iiber eine finanzielle Mafinahme der Gemeinschaft zur Ausmerzung der afrikanischen
Schweinepest auf Sardinien

(80/1097/EWG)

DER RAT DER EUROPKISCHEN GEMEINSCHAFTEN

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwagung nachstehender Griinde:

Auf Sardinien ist 1977 die afrikanische Schweinepest
aufgetreten; um diese Insel zunichst vor einer moglichen
Ausweitung der Seuche zu schiitzen und alsdann zu ihrer
Ausmerzung beizutragen, hat die Gemeinschaft Italien
gemafd der Entscheidung 77/97/EWG des Rates vom
21. Dezember 1976 tiber die gemeinschaftliche Finanzie-
rung bestimmter dringender Veterinirmafinahmen (%)
bereits eine finanzielle Unterstiitzung gewahrt.

- Da die Seuche weiterhin besteht, miissen die bisherigen
Mittel verstirkt werden, um das eigentliche Ziel, die
afrikanische Schweinepest auf ganz Sardinien auszumer-
zen, zu erreichen.

Die italienischen Behorden haben sich an die Gemein-
schaft gewandt, um einen Beitrag zu den Ausgaben zu
erhalten, die mit der erfolgreichen Durchfithrung eines
Veterindrprogramms zur vollstindigen und sofortigen
Ausmerzung der Seuche sowie mit lingerfristigen Maf3-
nahmen zur Stabilisierung der erzielten Ergebnisse ver-
bunden sind.

Es empfiehlt sich, diesem Antrag mit einer weitergehen-
den Aktion, die tiber das bisher Unternommene hinaus-
geht, zu entsprechen und eine erste Beihilfe zugunsten
von Sardinien zu gewihren, um der derzeitigen Lage be-
gegnen zu konnen. '

Der Ausmerzungsplan muf§ bestimmte MafSnahmen um-
fassen, die den Erfolg der Aktion garantieren. Diese
MafSnahmen miissen einerseits erlassen und andererseits
der jeweiligen Entwicklung der Situation nach einem
Verfahren angepaf§t werden konnen, bei welchem die
Mitgliedstaaten und die Kommission hinzugezogen
werden.

(1) ABIL. Nr. C 232 vom 10. 9. 1980, S. 3.

(3) ABL. Nr. C 291 vom 10. 11. 1980, S. 80.

() Stellungnahme vom 29. 10. 1980 (noch nicht im Amtsblatt
verdffentlicht).

(4 ABL Nr. L 26 vom 31. 1, 1977, 5. 78.

Eine regelmafSige Unterrichtung der Mitgliedstaaten iiber
den Verlauf der gesamten MafSnahme ist erforderlich —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Italienische Republik erstellt einen Dringlichkeits-
plan zur Ausmerzung der afrikanischen Schweinepest
auf Sardinien und zur Umstrukturierung der Schweine-
haltung.

Der Plan, der innerhalb von héchstens finf Jahren
durchzufiithren ist, mufS den Vorschriften des Artikels 2
geniigen und gemaf$ Artikel 3 genehmigt werden.

Artikel 2

Der in Artikel 1 bezeichnete Plan muf§ folgendes vor-
schen:

1. energische AusmerzungsmafSnahmen, insbesondere:

a) die Totung samtlicher Schweine in der Provinz
Nuoro, in der sich die Seuche ausgebreitet hat;

b) die Vernichtung oder den ortlichen Verbrauch
des gesamten auf dem Gebiet nach Buchstabe a)
vorhandenen Schweinefleischs sowie siamtlicher
Erzeugnisse aus Schweinefleisch, mit Ausnahme
von Konserven in sterilisierten Dosen; ‘

c) die Reinigung, Desinfizierung, Insekten- und Rat-
tenvertilgung in Betrieben und an allen Orten, die
durch Schweine oder Schweinefleisch oder durch
aus Schweinefleisch hergestellte Erzeugnisse infi-

-ziert worden sein konnen;

d) die systematische serologische Ermittlung der
Seuche bei Schweinen aus Betrieben in Gebieten,
die an das Gebiet gemif$ Buchstabe a) angrenzen,
oder aus Betrieben, die eine Ansteckungsgefahr
darstellen konnen; '

e) die Totung von Schweinen, welche Antikorper
der Seuche in sich tragen, und die Vernichtung ih-
res Fleisches; :

f) eine sofortige und vollstindige Entschddigung der
Besitzer, deren Schweine im Zuge der Durchfiih-
rung des Plans gétotet werden;
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2. Praventivmafinahmen gegen die Seuche, insbeson-
dere:

a) Uberwachung und systematische Vernichtung
samtlicher Abfille aus internationalen Beforde-
rungsmitteln;

b) Kontrolle und Vernichtung simtlicher Abfille

und Abwisser von Kiichen und Betrieben, die

Schweinefleisch verwenden;

c) Verbot der Verwendung von Abfillen und Ab-
wissern von Kiichen und Betrieben, die Schwei-
nefleisch verwenden, zur Fiitterung von Schwei-
nen;

d) entomologlsche Uberpriifung der Regionen, in
denen die Seuche festgestellt wurde;

e) Einrichtungen zur Bekiampfung der AufSenschma-
rotzer von Tieren, msbesondere die Insektenver-
tilgung bei letzteren;

f) Einrichtung und Uberwachung der Desinfizie-
rung und Insektenvertllgung bei Befoérderungs-
mitteln;

g) mindestens ein Jahr lang, gerechnet vom Zeit-
punkt der vollstindigen Durchfithrung der Maf3-
nahmen gemaf§ Nummer 1 Buchstaben a), b) und
c), striktes Verbot der Verbringung lebender
Schweine, gleich welchen Ursprungs und zu wel-
cher Bestimmung, auf das Gebiet der Provinz, in
der die systematische Totung von Schweinen
durchgefiihrt wurde;

3. Kontrollmaffinahmen fiir den Wiederbesatz mit
Schweinen in der in Nummer 1 Buchstabe a) genann-
ten Provinz, in der die Totung durchgefiithrt wurde,
insbesondere:

a) Erneuerung bzw. Bau der Unterbringungsanlagen
fiir Schweine nach den entsprechenden Bestim-
mungen, die einen befriedigenden gesundheitspo-
lizeilichen Schutz bieten;

b) Bestimmungen iiber die Errichtung von Schwei-
nehaltungen, um eine zu groffe Zahl von Schwei-

nehaltungen, insbesondere die Wiedereinfiihrung

von nichtkontrollierten Familienhaltungen freile-
bender Tiere, zu vermeiden;

c) allmdhlicher Wiederbesatz der genehmigten
Unterbringungsanlagen durch Einfithrung von
Zuchtschweinen mit allen gesundheitspolizeili-
chen Garantien; der Wiederbesatz erfolgt erst
nach .einer Periode gesundheitspolizeilicher
Uberwachung mit der Einfiihrung getesteter
Schweine als ,,Vorposten‘;

d) die gesundheitspolizeiliche Uberwachung der
Zuchtbetriebe von Beginn ihrer Einrichtung an;

e) Uberwachung jedes Standortwechsels von
Schweinen, gleichgiiltig welchen Ursprungs und
zu welcher Bestimmung;

f) eine finanzielle Beihilfe fiir Schweinehalter, fiir
die die Schweinehaltung die Haupteinkommens-

quelle ist, wihrend des in Nummer 2 Buchstabe g)
genannten Verbotszeitraums;

4.- Malnahmen zur Umstrukturierung und Uberwa-
chung der Schweinehaltungen auf dem gesamten sar-
dischen Gebiet, insbesondere:

a) Anpassung der bestehenden Unterbringungsan-
lagen fiir Schweine, so daf sie einen zufrieden-
stellenden gesundheitspolizeilichen Schutz bieten,
ihre etwaige ' Zusammenfassung sowie die Bedin-
gungen fir Forderungsmafinahmen, insbeson-
dere Mindest- und Hochstumfang dieser Be-
triebe;

b) gesundheitspolizeiliche Uberwachung  der
Schweinehaltungen und Uberwachung des
Standortwechsels von Schweinen;

c) serologische Stichprobenkontrollen bei Schwei-
nen in den Schlachthofen;

d) stichprobenartige Uberpriifung der geschlachte-
ten wildlebenden Schweine im Labor.

Artikel 3

Die Kommission entscheidet nach Priifung des von den
italienischen Behorden vorgeschlagenen Plans und der
gegebenenfalls daran vorzunehmenden Anderungen ge-
mafS Artikel 8 iiber seine Genehmigung, Der AusschufS
des Europdischen Ausrichtungs- und Garantiefonds fiir
die Landwirtschaft wird zu den finanziellen Aspekten,
der Stindige Strukturausschuff zu den strukturellen
Aspekten gehort.

Artikel 4

- Soweit die Mafinahmen dieses Beschlusses bezwecken,

die in Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe a) des Vertrages ge-
steckten Ziele zu erreichen, stellen sie eine gemeinsame
Mafinahme im Sinne des Artikels 6 Absatz 1 der Verord-
nung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 1970
tiber die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik (1),
zuletzt geindert durch die Verordnung (EWG) Nr.
929/79 (?), dar.

Artikel §

(1)  Die Durchfilhrung der gemeinsamen Mafinahme
ist auf finf Jahre ab dem von der Kommission in ihrer
Entscheidung zur Genehmigung des Plans festgesetzten
Zeitpunkt, spatestens ab dem 1. Februar 1981, befristet.

(2)  Die Beteiligung des Fonds, Abteilung Ausrichtung,
wird auf 30 Millionen ERE festgelegt.

(3)  Artikel 6 Absatz 5§ der Verordnung (EWG) Nr.
729/70 findet auf diesen Beschluf§ Anwendung.

(1) ABL Nr. L 94 vom 28. 4. 1970, S. 13.
(3) ABL Nr. L 117 vom 12. 5. 1979, S. 4.
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Artikel 6

(1)  Insoweit die Ausgaben Italiens dem von der
Kommission gemifl Artikel 3 genehmigten Plan entspre-
chen, kommen innerhalb der in Artikel § genannten
Grenzen folgende Ausgaben fiir einen Zuschuf. des
Fonds, Abteilung Ausrichtung, in Frage:

— gemafS Artikel 2 Nummer 1 Buchstaben a), ¢), d), e)
und f), Nummer 2 Buchstaben d), e) und f), Num-
mer 3 Buchstaben a), ¢), d) und f) und Nummer 4
Buchstaben b), ¢) und d);

— gemaf$ Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe a).

(2)  Der Fonds erstattet 50% der erstattungsfihigen
Ausgaben innerhalb einer Hochstgrenze von 60 Millio-
nen Europiischen Rechnungseinheiten, davon hochstens
20 Millionen Europiischen Rechnungseinheiten fiir die
gemafs Absatz 1 zweiter Gedankenstrich getatigten Aus-
gaben.

(3)  Die Durchfithrungsvorschriften zu diesem Artikel
werden erforderlichenfalls nach dem Verfahren des Arti-
kels 13 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen.

Artikel 7

{1)  Die Zahlungsantrige beziehen sich-auf die von Ita-
lien wihrend des Kalenderjahres getitigten Ausgaben
und werden der Kommission vor dem 1. Juli des folgen-
den Jahres vorgelegt.

(2)  Die Gewidhrung der Beihilfe des Fonds wird gemif§
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70

beschlossen.

(3)  Die Durchfiihrungsvorschriften zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 13 der Verord-
nung (EWG) Nr. 729/70 erlassen.

Artikel 8

(1)  Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Verfah-
ren Bezug genommen, so befafit der Vorsitzende entwe-
der von sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaats un-
verziiglich den durch Beschluff 68/361/EWG () einge-
setzten Stindigen Veterindrausschuf, nachstehend ,,Aus-
schuf$* genannt.

(2) ~ In dem Ausschuff werden die Stimmen der Mit-
gliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung
nicht teil.

(1) ABL Nr. L 255 vom 18. 10. 1968, S. 23.
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(3)  Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen
Entwurf fur die zu treffenden Mafinahmen. Der Aus-
schuf§ nimmt zu diesen MafSnahmen innerhalb einer Frist
Stellung, die der Vorsitzende je nach Dringlichkeit der zu
priifenden Maflnahmen bestimmen kann. Die Stellung-
nahme kommt mit einer Mehrheit von einundvierzig
Stimmen zustande.

(4)  Die Kommission erlafit die Maf$nahmen und sieht
deren sofortige Anwendung vor, wenn sie der Stellung-
nahme des Ausschusses entsprechen. Entsprechen sie
nicht der Stellungnahme des Ausschusses oder ist keine
Stellungnahme ergangen, so schlagt die Kommission dem
Rat alsbald die zu treffenden Mafinahmen vor. Der Rat
erlafit die Maflnahmen mit qualifizierter Mehrheit.

Hat der Rat nach Ablauf von drei Monaten nach Unter-
breitung des Vorschlags keine Mafinahmen beschlossen,
so trifft die Kommission die vorgeschlagenen Mafinah-
men und setzt sie sofort in Kraft, es sei denn, der Rat hat
sich mit einfacher Mehrheit gegen sie ausgesprochen.

Artikel 9

Artikel 8 gilt bis zum 21. Juni 1981.

Artikel 10

(1) Die Kommission verfolgt die Entwicklung der
afrikanischen Schweinepest auf Sardinien und die Durch-
fithrung des Ausmerzungsplans. Sie unterrichtet die Mit-
gliedstaaten im Ausschuf$ regelmafSig, mindestens einmal
jahrlich, dariiber, wobei sie sich auf die Auskiinfte der
italienischen Behorden und gegebenenfalls auf die Be-
richte von Sachverstindigen stiitzt, die sich im Auftrag
der Gemeinschaft und nach Benennung durch die Kom-
mission an Ort und Stelle begeben haben.

(2)  Sollte sich wihrend der Durchfiihrung des Aus-
merzungsplans eine Anderung als notwendig erweisen,
so wird nach dem Verfahren des Artikels 8 ein neuer Ge-
nehmigungsbeschluff gefafit.

Artikel 11

Diese Entscheidung ist an die Italienische Republik
gerichtet.

Geschehen zu Briissel am 11. November 1980.

Im Namen des Rates

Der Prasident
C. NEY
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RICHTLINIE DES RATES
vom 11. November 1980

zur Anderung der Richtlinie 64/432/EWG hinsichtlich der vesikuldren Schweinekrankheit
und der klassischen Schweinepest

(80/1098/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestlitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 43
und 100,

auf Vorschlag der Kommission ‘(1),
nach Stellungnahme des Europdischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwidgung nachstehender Griinde:

Gemaifs der Richtlinie 64/432/EWG (4), zuletzt gedndert
durch die Richtlinie 80/219/EWG (5), miissen beim
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit lebenden
Rindern und Schweinen bestimmte tierseuchenrechtliche
Bedingungen erfiillt sein.

Das Auftreten der vesikuliren Schweinekrankheit in der
Gemeinschaft stellt eine Gefahr fiir den Schweinebestand
der Gemeinschaft dar; deshalb miissen besondere Garan-
tien festgelegt werden, um die Verbreitung der Seuche zu
verhindern.

Die klassische Schweinepest, die in einigen Gebieten der
Gemeinschaft nach wie vor herrscht, stellt eine Gefahr
fiir'den Schweinebestand derjenigen Mitgliedstaaten dar,
die frei von Schweinepest sind. Es empfiehlt sich daher,
bis zur Tilgung der Schweinepest in den Regionen, in
denen sie noch herrscht, diesen Mitgliedstaaten zu erlau-
ben, zusidtzliche Mafinahmen zu ergreifen, um Anstek-
kungen beim Handelsverkehr zu verhiiten —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 64/432/EWG wird mit Wirkung vom
1. November 1980 wie folgt gedndert:

1. In Artikel 2 Buchstabe j) Ziffer ii) wird zwischen die
Worte ,,Schweinepest** und ,,ansteckende Schweine-

ABL Nr. C 175 vom 14. 7. 1980, S. 79.
ABL Nr. C 300 vom 18. 11. 1980, S. 20.
ABL Nr. 121 vom 29. 7. 1964, S. 1977/64.
ABL. Nr. L 47 vom 21. 2. 1980, S. 25.

lihme* der Begniff ,,vesikulare Schweinekrankheit*
eingefugt.

2. In Artikel 3 Absatz 2 wird folgendes eingefiigt:

a) in Buchstabe b) zwischen die Worte ,,Maul- und
Klauenseuche* und ,,Schweinepest die Worte
,,vesikulare Schweinekrankheit®,

b) in Buchstabe b) Ziffern i) und ii) nach den Worten
,,Maul- und Klauenseuche* die Worte ,,vesiku-
lare Schweinekrankheit**,

¢) in Buchstabe ¢) Ziffer 1) zwischen die Worte
,,Maul- und Klauenseuche** und ,,Rinderbrucel-
lose*‘ die Worte ,,vesikulire Schweinekrankheit.

3. In Artikel 2 werden folgende Buchstaben eingefiigt:

,,p) amtlich schweinepestfreier Betrieb ein Betrieb, in
welchem

— seit mindestens zwolf Monaten kein Fall von
Schweinepest festgestellt worden ist,

— sich keine gegen Schweinepest geimpften
Schweine befinden,

— seit mindestens zwolf Monaten keine Imp-
fung gegen Schweinepest genehmigt worden
1st,

wobei der Betrieb aufSerdem in der Mitte einer
Zone von 2 km Umkreis liegen mufS, in der seit
mindestens zwolf Monaten kein Fall von
Schweinepest festgestellt worden ist;

q) amtlich anerkannter schweinepestfreier Mit-
gliedstaat bzw. amtlich anerkannte. schweine-
pestfreie Region ein Mitgliedstaat bzw. eine’
Region, in dem/der ‘

— seit mindestens zwolf Monaten kein Fall von
Schweinepest festgestellt worden ist,

— seit mindestens zwolf Monaten keine Imp-
fung gegen Schweinepest genehmigt worden
ist,

und in dessen bzw. deren Betrieben sich keine
Schweine befinden, die gegen Schweinepest
geimpft worden sind;

r) schweinepestfreier ~Mitgliedstaat, schweine-
pestfreie Region oder schweinepestfreier Betrieb
ein Mitgliedstaat, eine Region oder ein Betrieb,
in welchem/welcher in den letzten zwolf Mona-
ten keine Schweinepest festgestellt worden ist.*

4. In Artikel 3 Absatz 4 wird nach den Worten ,,aus
einem brucellosefreien Schweinebestand*“ folgender



Nr. L 325/12

Text eingefiigt: ,,und aus einem amtlich schweine-
pestfreien Betrieb oder aus einem schweinepestfreien
Betrieb stammen, sofern — in letzterem Falle — die
Tiere von einer Bescheinigung begleitet werden, aus
der hervorgeht, daff sie nicht geimpft worden sind.*

In Artikel 4b wird folgender vorletzter Absatz ein-
gefiigt:

,»Die unter Absatz 1 fallenden Mitgliedstaaten kon-
nen auflerdem bis zum 31. Dezember 1982 das Ver-
bringen von Zucht- oder Nutzschweinen in ihr Ho-
heitsgebiet davon abhingig machen, dafs innerhalb
von 30 Tagen vor dem Versand ein Test zur Feststel-
lung von Antikorpern der vesikuliren Schweine-
krankheit mit negativem Ergebnis durchgefiihrt
worden ist; die allgemeinen Bestimmungen des Ver-
trages sind dabei einzuhalten.*

Folgender Artikel wird eingefiigt:

,Artikel 4c

(1)  Die Mitgliedstaaten, die von der in der Richt-
linie 80/218/EWG vorgesehenen Ermachtigung Ge-
brauch gemacht haben und die amtlich als schweine-
pestfrei anerkannt sind, diirfen die Einfuhr von
Schweinen in ihr Hoheitsgebiet nicht behindern, die

a) aus einem amtlich anerkannten schweinepest-
freien Mitgliedstaat oder

b) aus einem Mitgliedstaat stammen,

— der seit mindestens zwolf Monaten keine
Impfung gegen Schweinepest mehr zulafst,

— der wihrend desselben Zeitraums keinen Fall
von Schweinepest aufzuweisen hat,

— der jedoch die Einfuhr geimpfter Schweine in
sein Hoheitsgebiet auf Schlachtschweine oder
Mastschweine von weniger_als 25 kg be-
schrankt, die fiir Mastbetriebe bestimmt
sind, welche sie nur zur Schlachtung verlas-
sen diirfen,

sofern die fiir die zu Beginn dieses Absatzes
genannten Mitgliedstaaten bestimmten Tiere in
amtlich schweinepestfreien Betrieben geboren
und aufgezogen worden sind und es sich im Falle
von Zucht- und Nutztieren um Tiere handelt,
die auf den Schweinepestantikorpertest negativ
reagiert haben; :

¢) oder aus einem Teil des Hoheitsgebiets stammen,
der aus einer oder mehreren zusammenhingen-
den Regionen besteht und der vom Rat auf Vor-
schlag der Kommission binnen drei Monaten
nach seiner Befassung einstimmig fiir den inner-
gemeinschaftlichen Handel amtlich als schweine-
pestfrei erklart worden ist.

Diese Qualifikation wird - unbeschadet des
etwaigen Riickgriffs auf Artikel 9 dieser
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Richtlinie — von der Kommission fiir die Dauer
von 15 Tagen ausgesetzt, sobald ein Fall von
Schweinepest auftritt bzw. in einem geographisch
begrenzten Raum mehrere epidemiologisch zu-
sammenhingende Seuchenherde auftreten.

Wihrend dieser Zeit kann gemaf§ dem Verfahren
des Artikels 12 beschlossen werden, dem betref-
fenden Teil des Hoheitsgebiets die Qualifikation
entweder erneut zu gewihren oder sie ihm zu
entziehen.

Bei einem Entzug kann die Qualifikation dem
Teil des Hoheitsgebiets nach demselben Verfah-
ren erst wieder nach einem Zeitraum von

— 3 Monaten, wenn keine Impfung vorgenom-
men wurde,

— 6 Monaten, wenn geimpft wurde,
gewidhrt werden.

(2)  Die Mitgliedstaaten, die von der in der Richt-
linie 80/218/EWG vorgesehenen Ermichtigung Ge-
brauch gemacht haben, werden jedoch ermichtigt,
gemdfS den allgemeinen Bestimmungen des Vertrages
gegeniiber anderen als den in Absatz 1 Buchstaben a)
und b) genannten Mitgliedstaaten sowie — bis zu
dem Zeitpunkt, zu dem eine Entscheidung gemifS
Absatz 1 Buchstabe ¢) Unterabsatz 1 getroffen ist —
gegeniitber den betreffenden Teilen des Hoheits-
gebiets 1hre nationalen Vorschriften zum Schutz
gegen die Schweinepest bei der Einfuhr von Zucht-,
Nutz- und Schlachttieren aus diesen Mitgliedstaaten
bzw. diesen Teilen des Hoheitsgebiets in ihr Hoheits-
gebiet beizubehalten.

In Artikel 7 Absatz 1 wird folgender Buchstabe ein-

gefiigt: ’

,,F. im Falle von Zucht- und Nutzschweinen abwei-
chend von Artikel 3 Absatz 4 bis zum 31. De-
zember 1985 solche Tiere, die gegen Schweine-
pest geimpft worden sind.*

In Anlage E Absatz b) wird der fiinfte Gedanken-
strich gestrichen und werden die drei folgenden
Gedankenstriche eingefiigt:

»»— Schweinepest
— Vesikulare Schweinekrankheit

— Afrikanische Schweinepest*.

Anlage F Muster III Abschnitt V wird wie folgt
gedndert:

1. Folgender neuer Buchstabe c) wird eingefiigt:
,,C) sle stammen aus

— einem amtlich schweinepestfreien Be-
trieb (2)

— einem schweinepestfreien Betrieb (2) und

1) sind nicht gegen Schweinepest ge-
impft worden (2)
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i) sind gegen Schweinepest geimpft
worden; eine entsprechende Geneh-
migung des Bestimmungslandes ist
erteilt worden (2)¢“.

2. Die bisherigen Buchstaben ¢) bis f) werden Buch-
staben d) bis g).

3. In Buchstabe e) Absatz 2 werden zwischen den
Worten ,,Maul- und Klauenseuche* und ,,Rin-
derbrucellose* die Worte ,,vesikulirer Schweine-
krankheit* eingefiigt.

Artikel 2

Artikel 4¢ der Richtlinie 64/432/EWG gllt bis zum
31. Dezember 1985.

Die Kommission unterbreitet dem Rat spitestens zum
1. Juli 1985 einen Bericht tiber die Entwicklung der Lage

— insbesondere in bezug auf den Handelsverkehr — zu-
sammen mit entsprechenden Vorschligen h1n51cht11ch
der Schweinepest.

Der Rat befindet iiber diese Vorschlige spitestens am
31. Dezember 1985.

Nr. L.325/13

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spate-
stens bis zum 1. Juli 1981 nachzukommen, und setzen
die Kommission davon unverziiglich in Kenntnis.

Bis zu dem Zeitpunkt, zu welchem die Mitgliedstaaten
ihr nachkommen konnen — und zwar langstens bis 1. Juli
1981 —, werden Dinemark, Irland und das Vereinigte
Konigreich ermichtigt, bei der Einfuhr von Zucht-,
Nutz- und Schlachtschweinen in ihr Hoheitsgebiet ihre
nationalen Vorschriften zum Schutz gegen die Schweine-
pest unter Einhaltung der allgemeinen Bestimmungen des
Vertrages beizubehalten.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Briissel am 11. November 1980.

Im Namen des Rates

Der Prdsident
C. NEY
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RICHTLINIE DES RATES
vom 11. November 1980

zur Anderung der Richtlinie 72/461/EWG hinsichtlich der vesikuliren Schweinekrankheit
' und der klassischen Schweinepest

(80/1099/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 43
und 100,

auf Vorschlag der Kommission (1),
" nach Stellungnahme des Europiaischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3), ,

in Erwigung nachstehender Griinde:

GemafS der Richtlinie 72/461/EWG (4), zuletzt geandert
durch die Richtlinie 80/213/EWG (5), miissen hinsicht-
lich der Tiere, von denen Fleisch gewonnen wird,
bestimmte tierseuchenrechtliche Bedingungen erfiillt
sein.

Das Auftreten der vesikuldaren Schweinekrankheit in der
Gemeinschaft stellt eine Gefahr fiir den Schweinebestand
der Gemeinschaft dar. Es ist daher angebracht, Garan-
tien festzulegen, die geeignet sind, die Verbreitung der
Seuche beim Handel mit frischem Schweinefleisch zu
verhindern. '

Die klassische Schweinepest, die in einigen Gebieten der
Gemeinschaft nach wie vor herrscht, stellt eine Gefahr
fiir den Schweinebestand der Mitgliedstaaten dar, die frei
von Schweinepest sind. Es empfiehlt sich daher, bis zur
Tilgung der klassischen Schweinepest in den Regionen, in
denen sie noch herrscht, diesen Mitgliedstaaten zu erlau-
ben, zusitzliche Maffnahmen zu ergreifen, um Anstek-
kungen beim Handelsverkehr zu verhiiten —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:
Artikel 1

Die Richtlinie 72/461/EWG wird mit Wirkung vom
1. November 1980 wie folgt gedndert:

a) In Artikel 3 Buchstaben b) und ¢) wird zwischen die
Worte ,,Schweinepest“ und ,,oder Schweinelih-
mung® der Begriff ,,vesikulire Schweinekrankheit¢
eingefligt. ’

(1) ABL Nr. C 130 vom 31. 5. 1980, S. 8.
(3) ABL Nr. C 175 vom 14. 7. 1980, S. 79.
(3 ABL Nr. C 300 vom 18. 11. 1980, S. 20.
(4) ABIL Nr. L 302 vom 31. 12. 1972, §. 24.
(%) ABL Nr. L 47 vom 21. 2. 1980, S. 1.

5

b) Artikel 13 Absatz 2 wird gestrichen.

c) Folgender neuer Artikel wird eingefiigt:

wArtikel 13a

(1)  Die Mitgliedstaaten, die von der in der Richt-
linie 80/218/EWG vorgesehenen Ermichtigung Ge-
brauch gemacht haben und die amtlich anerkannt
schweinepestfrei sind, diirfen die Einfuhr von fri-
schem Schweinefleisch aus einem anderen Mitglied-
staat in ithr Hoheitsgebiet nicht behindern, wenn
dieses von Schweinen stammt,

1) die die Bedingungen des Artikels 4c Absatz 1 der
Richtlinie 64/432/EWG erfiillen oder

i) die nicht geimpft waren und in amtlich als
schweinepestfrei anerkannten Betrieben in einem
aus einem oder mehreren zusammenhingenden
schweinepestfreien Regionen bestehenden Teil
des Hoheitsgebiets eines Mitgliedstaats gehalten
und in diesem Teil des Hoheitsgebiets geschlach-
tet wurden

und im Falle der Anwendung des genannten Arti-
kels 4c Absatz 1 Buchstabe b) und im Falle der
vorstehenden Ziffer ii) in einem Schlachthof, in
welchem keine geimpften Schweine geschlachtet wor-
den sind, oder zeitlich oder raumlich von diesen
getrennt geschlachtet wurden, wobei in letzterem Fall
ithr Fleisch an gesonderten Orten gelagert wird.

(2)  Der Rat erstellt einstimmig auf Vorschlag der
Kommission innerhalb von drei Monaten nach seiner
Befassung die Liste der Mitgliedstaaten und der in
Absatz 1 Ziffer ii) genannten Teile des Hobheits-
gebiets, die frei von Schweinepest sind.

Die Qualifikation der in dieser Liste enthaltenen
Mitgliedstaaten und Teile des Hoheitsgebiets wird —
unbeschadet des etwaigen Riickgriffs auf Artikel 8 —
von der Kommission fiir die Dauer von 15 Tagen -
ausgesetzt, sobald ein Fall von Schweinepest auftritt
bzw. in einem geographisch begrenzten Raum meh-
rere epidemiologisch zusammenhingende Seuchen-
herde auftreten.

Wihrend dieser Zeit kann gemaf§ dem Verfahren des
Artikels 9 beschlossen werden, dem Mitgliedstaat
oder dem betreffenden Teil des Hoheitsgebiets die
Qualifikation entweder erneut zu gewihren oder sie
ihm zu entziehen.
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Bei einem Entzug kann die Qualifikation dem Mit-
gliedstaat oder dem Teil des Hoheitsgebiets nach
demselben Verfahren erst wieder nach einem Zeit-
raum von

— 3 Monaten, wenn keine Impfung vorgenommen
wurde,

— 6 Monaten, wenn geimpft wurde,

gewihrt werden.*

Artikel 2

(1)  Der Rat uberpriift anhand entsprechender vor
dem 31. Dezember 1982 vorzulegender Kommissions-
vorschliage die Frage des innergemeinschaftlichen Han-
delsverkehrs mit frischem Fleisch von geimpften Schwei-
nen, insbesondere die Frage der Trennung der betreffen-
den Fleischarten in den Schlachtbetrieben im Sinne von
Artikel 13a Absatz 1 der Richtlinie 72/461/EWG.

(2)  Artikel 13a der Richtlinie 72/461/EWG gilt bis
zum 31. Dezember 1985.

(3)  Die Kommission unterbreitet dem Rat spitestens
zum 1. Juli 1985 einen Bericht iiber die Entwicklung der
Lage — insbesondere in bezug auf den Handelsverkehr —
zusammen mit entsprechenden Vorschlagen hinsichtlich
der Schweinepest.

(4)  Der Rat befindet iiber diese Vorschlage spitestens
am 31. Dezember 1985.

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spate-
stens bis zum 1. Juli 1981 nachzukommen, und setzen
die Kommission davon unverzuglich in Kenntnis.

Bis zu dem Zeitpunkt, zu welchem die Mitgliedstaaten
ihr nachkommen konnen ~ und zwar lingstens bis 1. Juli
1981 — werden Dinemark, Irland und das Vereinigte
Konigreich ermichtigt, bei der Einfuhr von frischem
Fleisch von Schweinen in ihr Hoheitsgebiet ihre natio-
nalen Vorschriften zum Schutz gegen die Schweinepest
unter Einhaltung der allgemeinen Bestimmungen des
Vertrages beizubehalten.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
Geschehen zu Briissel am 11. November 1980.

Im Namen des Rates

Der Prdsident
C. NEY
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RICHTLINIE DES RATES
vom 11. November 1980

zur Anderung der Richtlinie 80/215/EWG hinsichtlich der vesikuliren Schweinekrankheit
und der klassischen Schweinepest -

(80/1100/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 43
und 100,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europaischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwagung nachstehender Griinde:

In der Richtlinie 80/215/EWG (#) sind tierseuchenrecht-
liche Bedingungen festgelegt, die beim innergemein-
schaftlichen Handelsverkehr mit Fleischerzeugnissen
erfiillt sein miissen.

Das Auftreten der vesikularen Schweinekrankheit in der

Gemeinschaft stellt eine Gefahr fiir den Schweinebestand
der Gemeinschaft dar. Es ist daher angebracht, Garan-
tien festzulegen, die geeignet sind, die Verbreitung der
Seuche beim Handel mit bestimmten Schweinefleisch-
erzeugnissen zu verhindern.

Andererseits stellt die klassische Schweinepest, die in
einigen Gebieten der Gemeinschaft nach wie vor
herrscht, eine Gefahr fiir den Schweinebestand der Mit-

gliedstaaten dar, die frei von Schweinepest sind. Es emp-

fiehlt sich daher, bis zur Tilgung der klassischen Schwei-
nepest in den Regionen, in denen sie noch herrscht, die-
sen Mitgliedstaaten zu erlauben, zusitzliche Mafinah-
men zu ergreifen, um Ansteckungen beim Handelsver-
kehr zu verhiiten —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 80/215/EWG wird mit Wirkung vom
1. November 1980 wie folgt gedndert:

a) In Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b) wird zu Beginn
von Ziffer ii) nachstehender Satzteil eingefiigt: ,,oder
falls es sich unter anderem bei der betreffenden

(1) ABL Nr. C 130 vom 31. 5. 1980, S. 9.
(3) ABL. Nr. C 175 vom 14. 7. 1980, S. 79.
(3) ABL Nr C 300 vom 18. 11. 1980, S. 20.
(*) ABI

r. L 47 vom 21. 2. 1980, S. 4.

3
4

Krankheit nicht um die V€Slkulare Schweinekrank-
heit handelt‘.

b) In Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a) wird zwischen die
Begriffe ,,klassische Schweinepest* und ,,Schweine-
lahmung® der Begriff ,,vesikulire Schweinekrank-
heit* eingefiigt.

c) Artikel 10 erhalt folgende Fassung:

,Artikel 10

Im Falle der Schweinepest diirfen die Mitglied-
staaten, die von der in der Richtlinie 80/218/EWG
vorgesehenen Ermichtigung Gebrauch gemacht ha-
ben und amtlich anerkannt frei von Schweinepest
sind, die Einfuhr von Fleischerzeugnissen in ihr
Hoheitsgebiet nicht behindern, die, obwohl sie keiner
der Behandlungen nach Artikel 4 Absatz 1 unterzo-
gen worden sind, ganz oder teilweise aus oder mit fri-
schem Schweinefleisch, das Artikel 13a der Richtlinie
72/461/EWG entspricht, oder aus frischem Fleisch
von seit mehr als drei Monaten gegen Schweinepest
geimpften Schweinen gewonnen wurden.*

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spite-
stens bis zum 1. Juli 1981 nachzukommen, und setzen
die Kommission davon unverziiglich in Kenntnis.

Bis zu dem Zeitpunkt, zu welchem die Mitgliedstaaten
ihr nachkommen konnen — und zwar langstens bis 1. Juli
1981 —, werden Dinemark, Irland und das Vereinigte
Konigreich ermichtigt, bei der Einfuhr von Schweine-
fleischerzeugnissen sowie von frischem Fleisch von
Schweinen in ihr Hoheitsgebiet ihre nationalen Vor-
schriften zum Schutz gegen die Schweinepest unter Ein-
haltung der allgemeinen Bestimmungen des Vertrages
beizubehalten. ‘
Artikel 3

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
Geschehen zu Briissel am 11. November 1980.

Im Namen des Rates
Der Prisident
C.NEY
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RICHTLINIE DES RATES
vom 11. November 1980

iiber den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Richtlinie 80/217/EWG iiber Maffnahmen
der Gemeinschaft zur Bekampfung der klassischen Schweinepest -

(80/1101/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Richtlinie 80/217/EWG des Rates vom
22. Januar 1980 iiber MafSnahmen der Gemeinschaft zur
Bekampfung der klassischen Schweinepest (1), insbeson-
dere auf Artikel 19,

-auf Vorschlag der Kommission (2),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (3),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (%),

in der Erwigung, daff die Richtlinie 80/217/EWG ein
Bestandteil des Gemeinschaftsprogramms zur Ausrot-
tung der klassischen Schweinepest ist und folglich gleich-
zeitig mit der Durchfiihrung dieses Programms in Kraft
treten mufS —

ABL. Nr. L 47 vom 21. 2. 1980, S. 11.
ABL Nr. C 132 vom 3. 6. 1980, S. 6.
ABL Nr. C 175 vom 14. 7. 1980, S. 79.
ABL Nr. C 300 vom 18. 11. 1980, S. 17.

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um der Richtlinie
80/217/EWG spitestens zum 1. Juli 1981 nachzukom-
men, und setzen die Kommission davon unverziiglich in
Kenntnis.

Artikel 2

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brussel am 11. November 1980.

Im Namen des Rates

Der Prasident
C. NEY
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RICHTLINIE DES RATES
vom 11. November 1980
zur Anderung der Richtlinie 64/432/EWG hinsichtlich der enzootischen Leukose der Rinder

(80/1102/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

- gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 43
und 100,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Eine der Aufgaben der Gemeinschaft auf dem Gebiet des
Veterinarwesens besteht darin, den Gesundheitszustand
des Viehbestands zu verbessern, damit eine bessere Ren-
tabilitat der Tierzucht erzielt wird.

In diesem Zusammenhang erweist es sich als notwendig,
die Gemeinschaft vor der enzootischen Leukose der Rin-
der zu schiitzen. Mit der Richtlinie 77/391/EWG des Ra-
tes (*) und der Richtlinie 78/52/EWG (5) des Rates hat
die Gemeinschaft im iibrigen bereits MafSnahmen zur
Tilgung dieser Krankheit getroffen.

Eine derartige Maflnahme muf§ auflerdem dazu beitra-
gen, dafS die aufgrund der unterschiedlichen tiergesund-
heitlichen Verhaltnisse noch bestehenden Behinderungen
im Handel mit lebenden Tieren zwischen den Mitglied-
staaten beseitigt werden.

Daher ist es angebracht, in die Richtlinie 64/432/EWG
des Rates vom 26. Juni 1964 zur Regelung viehseuchen-
rechtlicher Fragen beim innergemeinschaftlichen Han-
delsverkehr mit Rindern und Schweinen (¢), zuletzt ge-
andert durch die Richtlinie 80/1098/EWG (7), Schutz-
-mafSnahmen gegen die enzootische Leukose der Rinder
aufzunehmen.

Um die Einfilhrung dieser Schutzmaf$nahmen zu erleich-
tern, empfiehlt es sich, eine Reihe von Ubergangs-
bestimmungen und die Moglichkeit einer regionalen
Durchfithrung dieser Maffinahmen vorzusehen.

() ABL Nr. C 86 vom 2. 4. 1979 S. 1.

(2) ABL Nr. C 140 vom S5. 6. 1979, S. 128.

(3} ABI. Nr. C 133 vom 28. 5. 1979, S. 30.

() ABIL Nr. L 145 vom 13. 6. 1977, S. 44,

(5) ABL Nr. L 15 vom 19. 1. 1978, S. 34.

(6) ABI Nr. 121 vom 29. 7. 1964, S. 1977/64.
(") Siehe Seite 11 dieses Amtsblatts.

Die besonderen beim innergemeinschaftlichen Handel
mit Zucht- und Nutzrindern anzuwendenden gesund-
heitspolizeilichen Garantien entsprechen hochstens den-
jenigen, welche die Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer
Programme zur Vorbeugung gegen die enzootische Leu-
kose der Rinder anwenden.

Bei der enzootischen Leukose der Rinder ist die Gefahr

der Weiterverbreitung der Krankheit je nach Viehkatego- -
rie unterschiedlich zu beurteilen; daher empfiehlt es sich,

begrenzte Ausnahmen fiir Mastvieh vorzusehen und

Schlachttiere nicht in die vorgesehene Regelung einzube-

ziehen —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: .

Artikel 1
Die Richtlinie 64/432/EWG wird wie folgt gedndert:

1. In Arukel 3 Absatz 2 wird folgender Buchstabe ein-
gefugt:

»,})) wenn sie — im Falle reinrassiger Zuchtrinder im -
Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 77/504/EWG,
die ausschlieSlich zur Zucht bestimmt und sehr
wertvoll sind — aus einem Bestand stammen,

i) tiber den dem amtlichen Tierarzt keine Tatsa-
chen zur Kenntnis gelangt sind, die auf einen
Fall von enzootischer Leukose der Rinder
wihrend der letzten drei Jahre schlieflen
lassen; '

i1) dessen Besitzer erkliart hat, daff ihm solche
Tatsachen nicht bekannt geworden sind, und
aufSerdem schriftlich versichert hat, daf§ das
oder die fiir den innergemeinschaftlichen
Handelsverkehr bestimmte(n) Tier(e) entwe-
der in dem betreffenden Bestand geboren und
aufgezogen worden ist/sind oder in den vor-
angegangenen 12 Monaten zu diesem Bestand
gehort hat/haben;*.

2. In Artikel 3 Absatz 3 wird folgender Buchstabe ein-
gefligt:

,,€) aus einem Bestand stammen, in welchem nichts
auf einen Fall von enzootischer Leukose der
Rinder wahrend der letzten drei Jahre hat schlie-
en lassen, und die, wenn sie mehr als 12 Mo-
nate alt sind, auf einen innerhalb von 30 Tagen
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3.

4.

vor der Verladung nach den Vorschriften der
Anlage G durchgefiihrten serologischen Test ne-
gativ reagiert haben.

Dieser Test wird jedoch nicht verlangt bei unter
dreifSig Monate alten, fiir die Fleischerzeugung
bestimmten minnlichen sowie kastrierten Rin-
dern, soweit diese Tiere bei der Verladung be-
sonders gekennzeichnet sind und der Mitglied-
staat alle Vorkehrungen zur Vermeidung der
Ansteckung einheimischer Bestiande trifft.*

In Artikel 7 Absatz 1 wird folgender Abschnitt einge-
fugt:

,,G. Zur Fleischerzeugung bestimmte weibliche Rin-
der im Alter von weniger als 30 Monaten, die
abweichend von Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe e)
keinem serologischen Test unterzogen worden
sind. Diese Tiere miissen besonders gekenn-
zeichnet sein. Der Bestimmungsmitgliedstaat
trifft alle Vorkehrungen zur Vermeidung der
Ansteckung einheimischer Bestiande.

In Artikel 8 Absatz 2 ist folgender Text hinzuzu-
fiigen: '

,,Was insbesondere die enzootische Leukose der Rin-
der im Zusammenhang mit den in Artikel 3 Absatz 2
Buchstabe j) aufgefiihrten Tieren betrifft, so sind die
Mitgliedstaaten ermichtigt, dariiber hinaus unter
Beachtung der allgemeinen Bestimmungen des Ver-
trages vorzuschreiben, daf$ bei allen im Zeitpunkt des
Tests iiber 24 Monate alten Rindern, die zu dem
Herkunftsbestand gehorten, ein serologischer Test
gemdfd Anlage G innerhalb der letzten 12 Monate ei-
nen negativen Befund erbracht hat. Diese Garantien
konnen jedoch bei der Einfithrung von Tieren aus ei-
nem Mitgliedstaat nicht verlangt werden, bei dem
nach dem Verfahren von Artikel 12 anerkannt wur-
de, dafl er ausreichende Garantien im Hinblick auf
die enzootische Leukose der Rinder bietet.

Es wird folgender Artikel eingefiigt:
SSJArtikel 8a

(1)  Mitgliedstaaten, die im Zeitpunkt der Durch-
fiihrung dieser Richtlinie ein bindendes einzelstaatli-
ches Programm zur Vorbeugung gegen die enzooti-
sche Leukose der Rinder durchfithren, konnen fiir die
Verbringung von Zucht- und Nutzrindern in ihr Ho-
heitsgebiet, die in leukoseunverdichtige Rinderbe-
stande eingestellt werden sollen, die Vorlage einer
vom zustandigen amtlichen Tierarzt am Tag der Ver-
ladung mindestens in der oder den Sprachen des Be-
stimmungslandes ausgestellten Bescheinigungen vor-
schreiben, aus der hervorgeht, daf§

a) diesem Tierarzt keine Tatsachen zur Kenntnis ge-
langt sind, die auf enzootische Leukose der Rin-
der in dem Herkunftsbestand der Tiere wihrend

der letzten drei Jahre schliefSen lassen, und der
Besitzer des Bestandes erklart hat, daff thm solche
Tatsachen nicht bekannt geworden sind, und
aufSerdem schriftlich versichert hat, daf$ das oder
die fiir den innergemeinschaftlichen Handelsver-
kehr bestimmte(n) Tier(e) entweder in besagtem
Bestand geboren und aufgezogen worden ist/sind
oder in den vorhcrgehenden zwolf Monaten zu
diesem Bestand gehort hat/haben;

b) innerhalb der letzten zwof Monate alle im Zeit-
punkt des Tests tiber 24 Monate alten Rinder, die
zu dem Herkunftsbestand gehorten, negativ auf

einen serologischen Test gemafS Anlage G reagiert
haben. :

(2)  Nach dem Verfahren des Artikels 12 konnen
andere als die in Absatz 1 genannten Mitgliedstaaten
ermichtigt werden, dieselben Erfordernisse fiir ihr
Hobheitsgebiet beziehungsweise im Falle des Vereinig-
ten Konigreichs fiir Nordirland anzuwenden, wenn
dort ein Plan zur Tilgung der enzootischen Rinder-
leukose gemaf der Richtlinie 77/391/EWG durchge-
fuhrt wird oder nachgewiesen wird, daf$ dort zum
Zeitpunkt der Befassung des Standigen Veterindraus-
schusses die Mindestanforderungen des Artikels 2
der Richtlinie 80/1102/EWG seit mindestens 2 Jahren
erfiillt sind.

Die weiteren besonderen Bedingungen, die fiir diese
Ausdehnung fiir jeden der betreffenden Mitgliedstaa-
ten bzw. Teil dieser Mitgliedstaaten vorgeschrieben
werden konnen, konnen in dem Beschluf$ gemif§ Un-
terabsatz 1 festgelegt werden.*.

In Anlage E ist am Ende von Buchstabe a) folgender
Ausdruck hinzuzufiigen:

,— enzootische Leukose der Rinder*‘.

In Anlage F Muster 1 wird bzw. werden

a) in Abschnitt V

aa) nach Buchstabe d) folgender neuer Buch-
stabe eingefiigt:

,e) — sie sind wihrend der letzten 12
Monate (5) und, wenn sie jiinger
sind als 12 Monate, seit ihrer Ge-
burt in einem Rinderbestand gehal-
ten worden, in welchem wihrend
der letzten 3 Jahre (%) nach Kenntnis
des Unterzeichneten sowie nach der
Versicherung des Besitzers keine
Anzeichen fiir das Vorliegen enzoo-
tischer Rinderleukose festgestellt
worden sind;

— alle zum Zeitpunkt der Untersu-
chung mehr als 24 Monate alten
Rinder des Bestandes sind innerhalb
der letzten 12 Monate (5) serolo-
gisch (3) mit negativem Ergebnis
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auf enzootische Rinderleukose un-
tersucht worden (2) (12);

sie haben bei einer -innerhalb der
vorgeschriebenen Frist von 30 Ta-
gen (°) durchgefithrten serologi-
schen Untersuchung auf enzoo-
tische Rinderleukose negativ rea-

giert (%) (M) (%);

sie sind nur

stimmt (2) (11).%;

zur Mast be-

bb) die b)isherigen Buchstaben e) bis i) zu Buch-
staben f) bis j);

b) nach der Fuflnote 10 folgende Fufinoten an-

gefligt:

»(11) Diese Ausnahme ist nur zugelassen fiir we-

niger als 30 Monate alte mannliche Mast-
rinder, sofern diese Tiere besonders ge-
kennzeichnet sind und im Bestimmungs-
land einer besonderen Kontrolle unter-
liegen.

Diese Angabe ist nur fiir reinrassige Herd-
buch-Zuchttiere erforderlich, die aus-
schliefflich zur Zucht bestimmt und sehr
wertvoll sind.

Die serologische Untersuchung wurde nach
Anlage G der Richtlinie 64/432/EWG
durchgefiihrt.“

8. Folgende Anlage wird angefiigt:

»ANLAGE G

A. Agargel-Immunodiffusionstest zum Nachweis der enzootischen Leukose der Rinder

1.

’

Das bei dem Test zu verwendende Antigen mufd Glykoproteine des enzootischen Rinderleukose-
Virus enthalten. Das Antigen muff gegen ein Standardserum (E.L-Serum), das vom State Veteri-
nary Serum Laboratory, Kopenhagen, geliefert wird, geeicht worden sein.

Die nachstehend aufgefiihrten amtlichen Institute sind fiir die Eichung der Standard-Arbeits-
antigens der einzelnen Laboratorien gegeniiber dem amtlichen EWG-Standardserum (dem E.L.-
Serum, geliefert vom State Veterinary Serum Laboratory, Kopenhagen) verantwortlich:

a) Deutschland:
b) Belgien:

c) Frankreich:
f) Luxemburg:
e) Italien:

f) Niederlande:

g) Dinemark:

h) Irland:
1) Vereinigtes
Konigreich:

Bundesforschungsanstalt fiir Viruskrankheiten der Tiere, Tiibingen;

Institut national de recherches vétérinaires, Bruxelles;

Laboratoire des Médicaments Vétérinaires, Fougeres;

Istituto Zooprofilattico Sperimentale, Perugia;

Centraal Diergeneeskundig Instituut, afdeling Rotterdam;

Statens Veterinaere Serum Laboratorium, Kopenhagen;

Veterinary Research Laboratory, Abbotstown, Dublin;

1. Groflbritannien:

2. Nordirland:

Central Veterinary Laboratory,
Weybridge, England,

Veterinary Research Laboratory,
Stormont, Belfast,

Die Standard-Arbeitsantigene der einzelnen Laboratorien sind mindestens einmal jihrlich dem
vorstehend unter Ziffer 2 aufgefiihrten EWG-Bezugslaboratorium zum Testen gegeniiber dem
amtlichen EWG-Standardserum einzureichen. AufSer dieser Normung kann das verwendete Anti-
gen gemifd Abschnitt B geeicht werden.

Folgende Reagenzien werden fiir den Test benotigt:

a) Antigen: Es muf§ spezifische Glykopro‘teine des enzootischen Rinderleukosevirus enthalten

und gegen das amtliche EWG-Serum geeicht worden sein;

b) das Test-Serum;

¢) als positiv bekanntes Kontrollserum;
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d) Agargel
0,8 % Agar,
8,5 % NaCl,
0,05 M TRIS-Puffer, pH 7,2;

~15 ml dieses Agar werden in eine Petrischale von 85 mm Durchmesser gefiillt, was eine Agar-
Tiefe von 2,6 mm ergibt.

In das Agar wird ein Muster aus sieben bis zum Grund der Schale gehenden Lochern, die ohne

“Feuchtigkeit sein miissen, gestanzt — ein Loch in der Mitte und sechs andere ringsherum.

Durchmesser des Loches in der Mitte: 4 mm,
Durchmesser der umgebenden Locher: 6 mm,

Abstand zwischen dem Loch in der Mitte und den umgebenden Lochern: 3 mm.

In das Loch in der Mitte wird das Standard-Antigen gefiillt. Von den umgebenden Lochern wer-
den 1 und 4 (sieche Zeichnung) mit dem bekannt positiven Serum gefiillt, die Locher 2, 3, 5 und 6
mit Testserum. Die Locher sind zu fiillen, bis der Schalengrund nicht mehr zu sehen ist.
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Dies ergibt folgende Mengen an Reagenzien:

Antigen: 32 Mikroliter,
Kontrollserum: 73 Mikroliter,
Testsera: 73 Mikroliter.

72 Stunden lang wird bei Zimmertemperatur (20 bis 27 °C) im geschlossenen Klimaschrank
inkubiert.

Der Test kann nach 24 und 48 Stunden abgelesen werden; ein endgiiltiges Ergebnis ist jedoch
nicht vor 72 Stunden erhiltlich.

a) Ein Testserum ist positiv, wenn es mit dem Rinderleukosevirus-Antigen eine spezifische
Fillungslinie und mit dem Kontrollserum eine Linie vollstindiger Identitat bildet;

b) ein Testserum ist negativ, wenn es mit dem Rinderleukosevirus-Antigen keine spezifische Linie
bildet und mit der Kontrollserumlinie nicht zusammenfaillt;

c) die Reaktion ist als zweifelhaft zu bewerten, wenn

1) die Linie mit der Kontrollserums-Linie zum Loch mit dem Rinderleukosevirus-Antigen hin
zusammenfallt, dabei aber keine sichtbare Fallungslinie mit dem Antigen bildet,

oder
i) wenn sie weder als negativ noch als positiv gedeutet werden kann.

- Bei zweifelhaftem Ergebnis kann der Test wiederholt und es kann konzentriertes Serum
verwendet werden.

B. Methode zur Antigen-Standardisierung

Benotigte Losungen und Materialien:

1.
2.

40 ml 1,6 %ige Agarose in 0,05 M TRIS/HCl-Puffer, pH 7,2 mit 8,5 % NaCl.

15 ml eines Rinderleukoseserums, das nur Antikorper gegen Glykoproteine des Rinderleukose-
virus enthilt; 1:10 verdinnt in 0,05 M TRIS/HCI-Puffer, pH 7,2 mit 8,5 % NaCl.

15 ml eines Rinderleukoseserums, das nur Antikorper gegen Glykoproteine des Rinderleukose-
virus enthalt, 1:5 verdiinnt in 0,05 M TRIS/HCI-Puffer, pH 7,2 mit 8,5 % NaCl.
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Vier Kunststoff-Petrischalen von 85 mm Durchmesser.
Lochstanze von 4 bis 6 mm Durchmesser.

Bezugs-Antigen.

N B

Das zu normende Antigen.

8. Wasserbad (56 °C).

Verfahren:

Die 1,6 %ige Agarose wird in TRIS/HCI-Puffer durch vorsichtiges Erhitzen auf 100 °C aufgelost. Sie-
wird dann etwa 1 Stunde lang in das Wasserbad von 56 °C gestellt. Ebenso werden die Rinderleukose-
serum-Losungen in das Wasserbad von 56 °C gestellt. -

Dann werden 15 ml der Agaroselosung von 56 °C mit 15 ml Rinderleukoseserum-Losung (1:10) ver-
mischt und schnell geschiittélt; je 15 ml des Gemisches werden in 2 Petrischalen gegossen. Das gleiche
Verfahren wird mit der Rinderleukoseserum-Losung von 1:5 durchgefiihrt.

Wenn die Agarose hart geworden ist, werden nach folgendem Muster Locher hineingestanzt:

Petrischale Nr. 2
Serum 1:10

Petrischale Nr. 1
Serum 1:10

Petrischale Nr. 4

Serum 1:5

Petrischale Nr. 3
Serum 1:5
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Zusatz des Antigens:

I. Petrischalen 1 und 3

Loch A — unverdiinntes Bezugsantigen,

Loch B — 1:2 verdiinntes Bezugsantigen,

Locher Cund E — Bezugsantigen,

Loch D — das zu untersuchende Antigen, unverdiinnt;

II. Petrischalen 2 und 4

Loch A — das zu untersuchende Antigen, unverdiinnt,

Loch B — das zu untersuchende Antigen, 1:2 verdiinnt,
Loch C — das zu untersuchende Antigen, 1:4 verdiinnt,
Loch D — das zu untersuchende Antigen, 1:8 verdiinnt.

Zusdatzliche Anweisungen

1. Der Versuch ist mit zwei Serumverdiinnungen (1:5 und 1:10) auszufiithren, um die bestmogliche
Fallung zu erzielen. ‘

2. Falls der Fillungsdurchmesser mit beiden Verdiinnungen zu klein ist, ist das Serum weiter zu
verdinnen.

3. Falls der Fillungsdurchmesser mit beiden Verdiinnungen zu grofs und zu schwach ist, ist eine
schwichere Serumsverdiinnung zu verwenden.

4. Die Endkonzentration der Agarose soll 0,8 %, die der Seren 5 bzw. 10 % betragen.
5. Die gemessenen Durchmesser werden in das nachstehende Koordinatensystem eingetragen. Die

Losung des zu testenden Antigens, die den gleichen Durchmesser hat wie das Bezugsantigen, ist
die Arbeitslosung,.
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Diurchmesser
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Artikel 2

Die Mitgliedstaaten, die bei Beginn der Anwendung die-
ser Richtlinie kein bindendes einzelstaatliches oder re-
gionales Programm zur Vorbeugung gegen die enzooti-
sche Rinderleukose durchfiihren, stellen ein Mindestpro-
gramm zur Tilgung dieser Seuche auf, das mindestens
folgende Anforderungen vorsieht:

— Alle Tumoren in den Organen und .im lymphatischen
System von Rindern miissen: gemeldet werden und

Y

1.3 I 1:5 1:6 1.7 |
1:4 1:8

Antigen-Verdiinnung

von einem tierarztlichen Labor, das unter unmittel-
barer Aufsicht eines der in Anlage G genannten Insti-
tute steht; histologisch untersucht werden.

— Alle Rinder aus Bestanden, die in ansteckendem Kon-
takt mit einem Tier standen, bei dem ein leukotischer
Tumor festgestellt wurde, sind einem Test zum
Nachweis der enzootischen Rinderleukose zu unter-

‘werfen, der gemif§ Anlage G in einem Labor durch-
zufithren ist, das unter unmittelbarer Aufsicht eines
der in Anlage G genannten Laboratorien steht.
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— Angesteckte Tiere aus einem Bestand, in dem bei ei-
nem Tier ein leukotischer Tumor festgestellt wurde
und die Diagnose einer enzootischen Rinderleukose

- bestdtigt worden ist, diirfen diesen nur zur Schlach-
tung unter der Aufsicht der zustindigen Veterinarbe-
horden verlassen. Der Bestand bleibt unter amtlicher
Aufsicht, bis dort alle iiber 24 Monate alten Tiere
mindestens drei Tests in Abstinden von 6 Monaten
mit negativem Ergebnis unterzogen worden sind, die
gemifS Anlage G in einem Labor durchzufiithren sind,
das unter der unmittelbaren Aufsicht eines in der
Anlage 6 aufgefiihrten Instituts steht.

Artikel 3
Artikel 1 gilt bis zum 31. Dezember 1985.

Die Kommission unterbreitet dem Rat vor dem 31. De-
.zember 1984 einen mit Vorschligen fiir die endgiiltige
Regelung versehenen Bericht iiber die Durchfithrung die-
ser Richtlinie.

Nr. L 325/25

Der Rat nimmt vor dem 1. Juli 1985 zu diesen Vorschli-
gen Stellung.

Artikel 4

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richt-
linie spatestens am 1. Januar 1981 nachzukommen. Sie
setzen die Kommission unverziiglich davon in Kenntnis.

Artikel 5

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Briissel am 11. November 1980.

Im Namen des Rates

Der Prasident
C. NEY




	Richtlinie 80/1095/EWG des Rates vom 11. November 1980 zur Festlegung der Bedingungen, unter denen das Gebiet der Gemeinschaft von klassischer Schweinepest freigemacht und freigehalten werden kann
	Entscheidung des Rates vom 11. November 1980 über eine finanzielle Maßnahme der Gemeinschaft zur Ausmerzung der klassischen Schweinepest
	Entscheidung des Rates vom 11. November 1980 über eine finanzielle Maßnahme der Gemeinschaft zur Ausmerzung der afrikanischen Schweinepest auf Sardinien
	Richtlinie 80/1098/EWG des Rates vom 11. November 1980 zur Änderung der vesikulären Schweinekrankheit und der klassischen Schweinepest
	Richtlinie 80/1099/EWG des Rates vom 11. November 1980 zur Änderung der Richtlinie 72/461/EWG hinsichtlich der vesikulären Schweinekrankheit und der klassischen Schweinepest
	Richtlinie 80/1100/EWG des Rates vom 11. November 1980 zur Änderung der Richtlinie 80/215/EWG hinsichtlich der vesikulären Schweinekrankheit und der klassischen Schweinepest
	Richtlinie 80/1101/EWG des Rates vom 11. November 1980 über den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Richtlinie 80/217/EWG über Maßnahmen der Gemeinschaft zur Bekämpfung der klassischen Schweinepest
	Richtlinie 80/1102/EWG des Rates vom 11. November 1980 zur Änderung der Richtlinie 64/432/EWG hinsichtlich der enzootischen Leukose der Rinder

